
Ermordete
Kremlkritiker:
Gericht gibt
lebenslang
Moskau. Wegen der Ermor-
dung eines Menschenrechts-
anwalts und einer oppositio-
nellen Journalistin hat ein
Moskauer Gericht einen russi-
schenUltranationalisten zu le-
benslangerHaft verurteilt.Der
31-jährige Hauptangeklagte
Nikita Tichonow erhielt die
von der Staatsanwaltschaft ge-
forderte Höchststrafe, wäh-
rend seine mitangeklagte 26-
jährige Lebensgefährtin Jew-
genia Chassis wegen Mittäter-
schaft zu 18 Jahren Haft ver-
urteilt wurde. Die Verteidi-
gung kündigte an, in Berufung
zu gehen. Es seien keinerlei
Beweise für die Schuld der
Angeklagten vorgebracht wor-
den, sagte der Anwalt Genna-
di Nerbitow laut einem
Bericht der Nachrichtenagen-
tur Ria Nowosti.
Der 34-jährige Anwalt Sta-
nislaw Markelow und die 25-
jährige Journalistin Anastasija
Baburowa waren am 19. Janu-
ar 2009 nach einer Pressekon-
ferenz im Zentrum Moskaus
erschossen worden. Bei der
VeranstaltunghatteMarkelow
die vorzeitige Freilassung
eines russischen Soldaten kri-
tisiert, der wegen der Tötung
einer jungen Frau in Tschet-
schenien verurteilt worden
war. Markelow hatte sich als
Jurist schonmehrfachmit dem
Tschetschenien-Krieg befasst.
Außerdem arbeitete er für die
2006 ermordete Journalistin
Anna Politkowskaja und
deren Zeitung „Nowaja Gase-
ta“. Auch Anastasija Baburo-
wa hatte für diese regierungs-
kritische Zeitung geschrieben.

afp

Isaf-Kommandeur:
Wende ist erreicht
Stadtallendorf. Die Sicher-
heitslage imNorden Afghanis-
tans hat sich nach Einschät-
zung des ehemaligen Isaf-
Kommandeurs Hans-Werner
Fritz verbessert. Die Umglie-
derung des „Regional Com-
mandNorth“ der Isaf-Truppen
und die Aufstockung der Ein-
satzkräfte hätten im Norden
des Landes die „Wende“ ge-
bracht, sagte Fritz im hessi-
schen Stadtallendorf. Viele
Menschen in Nord-Afghanis-
tan seien „der Taliban müde“.
In Stadtallendorf ist die Divi-
sionSpezielleOperationenbe-
heimatet, deren Kommandeur
Fritz ist. Von Juni 2010bis Feb-
ruar war er Regionalkomman-
deur Nord der Isaf. dapd

Ureinwohner leben
elf Jahre kürzer
Sydney. Australische Urein-
wohner haben eine um elf Jah-
re niedrigere Lebenserwar-
tung als andere Australier.
Ursache dafür seien in 80 Pro-
zent der Fälle chronische Er-
krankungen, heißt es in einer
Studie des Australian Institute
of Health and Welfare. Am
häufigsten litten die betreffen-
den Aboriginals unter Herzer-
krankungen, Diabetes und
Leberproblemen. Männliche
Ureinwohner in Australien
werden laut der Studie im
Schnitt 67 Jahre alt, Frauen 73
Jahre. Das Institut verwies auf
die soziale und wirtschaftliche
Benachteiligung als wichtigen
Grund für dieGesundheitsrisi-
ken der Aboriginals. kna

Bosnien identifiziert
Baby aus Massengrab
Sarajevo. In Bosnien ist ein
Säugling identifiziert worden,
der imbosnischenBürgerkrieg
hingerichtet wurde. Bei der
Leiche eines dreiMonate alten
Mädchens handele es sich um
Adina Hajdarevic, die durch
einen Kopfschuss getötet wor-
den sei, meldet das Institut für
Vermisste. Das Baby sei das
jüngste bekannte Opfer des
Bosnienkriegs und sei gleich
zu Beginn 1992 mit Mutter
und Schwester ermordet wor-
den. Es lag in einem Grab mit
37 weiteren Leichen. afp

Jenny Busche

Oslo. Hanne Rønsen macht
nicht den Eindruck, als
bräuchte sie Nachhilfe in
Sachen Durchsetzungsfähig-
keit. Sie hat einen festen Hän-
dedruck und ein selbstbewuss-
tes Auftreten. Die 43-jährige
Ökonomin leitet die Personal-
abteilung des norwegischen
Energiekonzerns Fredrikstad
Energi AS, der rund 400 Mit-
arbeiter hat. Und trotzdem
nimmt sie an einemProgramm
des norwegischen Industrie-

verbands NHO teil, das Frau-
en fit machen soll für Füh-
rungspositionen.DennHanne
Rønsenmöchtemehr. IhrZiel:
ein Verwaltungsratsposten in
einer anderen Firma.
Dann könnte sie etwas wer-
den, was sie nie sein wollte:
eine Quotenfrau. Denn was in
Deutschland noch für heiße
Diskussionen sorgt, ist in Nor-
wegen längst Wirklichkeit.
Am 1. Januar 2008 wurde dort
eine Frauenquote eingeführt.
Seitdem müssen die Verwal-
tungsräte größerer Aktienge-
sellschaften zu 40 Prozent mit
Frauen besetzt werden. Nach-
dem im Jahr 2003 nur sieben
Prozent der Mitglieder weib-

lich waren, versuchte man es
mit einerQuote auf freiwilliger
Basis. Als das nicht half, verab-
schiedete das norwegische
Parlament ein Gesetz. Den
Unternehmen, die es nicht
befolgen, drohen drakonische
Strafen – bis hin zum Aus-
schluss von der Börse. Aller-
dings bezieht sich die norwegi-
sche Regelung auf ein Gre-
mium, das in Deutschland gar
nicht existiert. Anders als der
deutsche Aufsichtsrat ist der
Verwaltungsrat („styre“) ein
Organ der Geschäftsführung.
Gleichzeitig ist er für die Auf-
sicht über den Geschäftsfüh-
rer verantwortlich.
Spätestens seitdem die
Regelung gesetzlich verankert
ist, avancierte Marit Hoel zu
einer begehrten Rednerin. Sie
ist Direktorin des Center of
Corporate Diversity, das im
Auftrag der Regierung das
Gesetz begleitet, und berichtet
weltweit auf Konferenzen von
den norwegischen Erfahrun-
gen. „DieQuote ist einErfolg“,
ist Marit Hoel überzeugt. „Die
Frauen, die rekrutiert wurden,
sind sehr gut ausgebildet.“
Dabei sei derWiderstand zu
Beginn groß gewesen, erinnert
sie sich. Die Befürchtungen:
Die Wirtschaft wird leiden,
internationale Unternehmen
könnten sich von der Osloer
Börse zurückziehen, ja das
Land wird sich vor den Augen
der Welt lächerlich machen.
Doch das Gegenteil ist einge-

treten, Norwegen gilt als Vor-
bild: Spanien, dieNiederlande
und zuletzt Frankreich haben
ähnliche Gesetze verabschie-
det, in vielen Ländern ist eine
Quote im Gespräch.

Kritik an Vorschlag

Auch die Bundesregierung
sieht Handlungsbedarf. Nach
einer Untersuchung des Deut-
schen Instituts fürWirtschafts-
forschung (DWI) waren die
Aufsichtsräte der 200 größten
Unternehmen im vergange-
nen Jahr zu 90 Prozent mit
Männern besetzt, die Vorstän-
de gar zu fast 97 Prozent. Wie
der Frauenanteil gesteigert
werden soll, darüber herrscht
allerdings noch keine Einig-
keit. Arbeitsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) fordert
eine gesetzliche Quote von 30
Prozent, wird sich aber wohl

nicht gegen Kristina Schröder
durchsetzen können. Die
Familienministerin (CDU)
plädiert für eine freiwillige
Selbstverpflichtung der gro-
ßen Konzerne für die Beset-
zung vonVorständen undAuf-
sichtsräten. Werden die Ziel-
vorgaben bis 2013 nicht
erfüllt, soll nach ihrem Stufen-
plan eine gesetzliche Vorgabe
greifen.
In Norwegen wird schon
über den nächsten Schritt dis-
kutiert: eine Ausweitung des
Gesetzes auf kleinere Aktien-
gesellschaften. Denn derzeit
sind nur knapp 360 Firmen
von der Regelung betroffen.
Doch der Vorschlag stößt auf
Skepsis. Viele Firmen seien so
klein, dass der Verwaltungsrat
nur aus dreiMitgliedern beste-
he. Eine Quote sei da unrealis-
tisch, sagen Kritiker.
Der Industrieverband NHO
war vonAnfang an gegen jegli-
che Quotierung. Doch ohne
dasGesetz hätte erwohl kaum
das Förderprogramm „Female
Future“ ins Leben gerufen, das
weltweit für Aufmerksamkeit
sorgte. 1250 Teilnehmerinnen
haben bereits gelernt, wieman
Bilanzen liest und sich in der
Männerwelt durchsetzt. Vor-
geschlagen werden sie von
ihren Vorgesetzten. „Frauen
bewerben sich oft nicht um
Führungspositionen“, sagen
Nina Solli und Tone Knutsen,
die das Programm betreuen.
„Nicht, weil ihnen die Kompe-

tenzen fehlen, sondernweil sie
unsicher sind.“
Das sieht die Personalchefin
Hanne Rønsen ähnlich. „Wir
denken oft, dass wir nicht gut
genug sind. Aberwennwir uns
trauen, merken wir, dass die
Männer auch nur mit Wasser
kochen.“ Eines habe sich im
Austausch mit den anderen
Frauen immer wieder bestä-
tigt: „Wir müssen das machen,
was Männer schon lange tun:
Netzwerke schaffen.“ Offen-
bar sind die Absolventinnen
des Programms damit erfolg-
reich. Nach Angaben des Ver-
bands sind 62 Prozent von
ihnen auf der Karriereleiter
nach oben geklettert.

„Goldene Röcke“

Dochder gestiegeneFrauen-
anteil in den Kontrollgremien
ruft auch Kritik hervor. Immer
wieder ist von den „golden
Röcken“dieRede– einer elitä-
ren Gruppe von Frauen, die
eine Vielzahl der Mandate
besetzt. Marit Hoel sieht die
Diskussion gelassen: „Wenn es
die goldenen Röcke gibt, müs-
senwir auchvondengoldenen
Anzügen sprechen.“ Für sie
steht ein anderes Problem im
Vordergrund: Während sich
die Zusammensetzung der
Verwaltungsrätewandelt, wer-
den die Chefetagen des Lan-
des immer noch vonMännern
dominiert. Hier hat sogarNor-
wegen Nachholbedarf.

Norwegens Frauen führen
Quote per Gesetz für mehr weibliche Mitglieder in Aufsichtsräten. Vorbild für viele europäische Länder

Frauen nach Vorne: Norwegen zwingt seine Unternehmen dazu per Gesetz. Natürlich hat die Wirtschaft erstmal gemurrt . . . Foto: Imago

»Frauen bewerben
sich oft

gar nicht um
Führungspositionen«

Martin Gehlen

Kairo. Der Festsaal der Arabi-
schen Liga war geschmückt,
als Khaled Meshaal Anfang
Mai erstmals seit langem wie-
der ins diplomatische Ram-
penlicht trat. Nur wenige hun-
dert Meter von Kairos legen-
därem Tahrir-Platz entfernt
besiegelten der Hamas-Chef
und sein langjähriger Gegen-
spieler, Palästinenserpräsi-
dent Mahmud Abbas, jenen
innerpalästinensischen Ver-
söhnungspakt, mit dem die
Palästinenser jetzt die Welt
überraschten. Nach vier Jah-
renDauerstreit wollen sie wie-
der zu einem gemeinsamen
Handeln finden, an dessen
Ende ein eigener Palästinen-
serstaat stehen könnte. Eine
Übergangsregierung der natio-

nalen Einheit, die aus nicht
parteigebundenen Fachleuten
besteht, soll innerhalb eines
Jahres Neuwahlen für Parla-
ment und Präsident organisie-

ren – so der Kern des Vertra-
ges. „Widerstand ist kein
Selbstzweck. Wir Palästinen-
ser aber sind gezwungen, zu
kämpfen“, hat Khaled Mes-
haal einmal gesagt. Für die
einen ist der charismatische
Hamas-Führer ein Pragmati-
ker, mit dem man reden kann.
Für die anderen ein Radikaler,
der Selbstmordattentate recht-
fertigt und Israels Existenz-
recht bestreitet.
1956 in einem Dorf bei
Ramallah geboren, trat er als
Physikstudent der Muslimbru-
derschaft bei und gehörte
1987 zu den Hamas-Aktivis-
ten der ersten Stunde. 1997
überlebte er knapp einen
Mordversuch israelischer
Agenten in der jordanischen
Hauptstadt Amman, den der
damalige und heutige israeli-

sche Ministerpräsident Benja-
min Netanjahu persönlich
angeordnet hatte. „Israelische
Drohungen haben einen von
zwei Effekten – entweder wer-
den die Leute eingeschüchtert
oder sie werden noch ent-
schlossener. Ich gehöre zu den
Letzteren”, sagte Khaled Mes-
haal rückblickend in einem
Interview.

Rakete tötete Vorgänger

2001 zogMeshaalmit seiner
Frau und sieben Kindern nach
Damaskus. Drei Jahre später
rückte er an die Spitze der
Hamas, nachdem seinVorgän-
ger im Gazastreifen mit einer
israelischen Rakete exekutiert
worden war. Nach den Parla-
mentswahlen 2006 erklärte er,
dieHamas sei zueiner langfris-

tigen Waffenruhe bereit, falls
Israel sich hinter die Grenzen
von 1967 zurückziehe. Damit
würde dieHamas Israel de fac-
to anerkennen und einen
palästinensischen Staat in
Westbank und Gazastreifen
akzeptieren. Zwei Jahre später
war davon allerdings nicht
mehr die Rede. Hamas werde
Israel niemals anerkennen,
sagte er und verteidigte die
Bombenanschläge seiner in
den USA und Europa als Ter-
rorgruppe eingestuften Orga-
nisation.
Im innerpalästinensischen
Streit mit der Fatah ließ sich
Meshaal jetzt umstimmen,
weil die Tage seines wichtigs-
ten Mentors in der Region
womöglich gezählt sind:
Syriens Präsident Bashar
Assad.

Der Hamas-Chef überrascht die Welt
Khaled Meshaal entkam israelischen Killern und verschwand lange in Damaskus. Jetzt hat er ein erstaunliches Comeback

Khaled Meshaal will sich mit
der Fatah versöhnen.Foto: afp

Urteil: Ukraine
verletzte
Pressefreiheit
Straßburg. Die Ukraine ist
vom Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte we-
gen Verletzung der Meinungs-
freiheit verurteilt worden. Die
Straßburger Richter gaben
einer Tageszeitung Recht, die
Auszüge aus einem im Inter-
net veröffentlichten anony-
men Schreiben mit Vorwürfen
an einen Sportfunktionär ver-
öffentlicht hatte.DasBlattwar
deswegen in der Ukraine ver-
urteilt worden.
DieseEntscheidung erklärte
das Gericht für unzulässig; es
sprach der Zeitung 6000 Euro
Schadenersatz zu. Die Richter
bemängelten, das ukrainische
Recht schütze zwar Journalis-
ten, die aus anderen Medien
zitierten. Die Übernahme von
Informationen aus dem Inter-
net sei aber unzureichend
geregelt. Wenn Journalisten
wegen der Veröffentlichung
von Informationen aus dem
Internet verurteilt werden,
beeinträchtige dies die Presse-
freiheit erheblich. kna

Weltweite
Sorge wegen
Verkehrstoten
Genf. Die Weltgesundheits-
organisation (WHO) hat eine
Dekade der Verkehrssicher-
heit von 2011 bis 2020 ausge-
rufen, um die Zahl der Toten
im Straßenverkehr zu verrin-
gern.DieRegierungenderMit-
gliedsländer müssten stärker
gegen die Gefährdungen der
Verkehrsteilnehmer vorge-
hen, forderte die WHO in
Genf.
Falls die Länder die Ver-
kehrssicherheit nicht verbes-
serten, werde die Zahl der Ver-
kehrstoten bis 2020 auf jähr-
lich bis zu 1,9 Millionen stei-
gen, warnte die WHO. Mehr
Sicherheit auf den Straßen
werde auch die Zahl der Ver-
letzungen durchAuto-,Motor-
rad- und Lkw-Unfälle von 20
bis 50Millionen pro Jahr redu-
zieren, erklärte die Organisa-
tion. „Straßenunfälle sind ein
stetig ernster werdendes Prob-
lem für die öffentliche Ge-
sundheit und für die wirt-
schaftliche und soziale Ent-
wicklung vieler Länder“, sagte
WHO-Generaldirektorin
Margaret Chan. Laut WHO
haben nur 15 Prozent aller
Staaten ausreichende Gesetze
und Regelungen zur Verkehrs-
sicherheit in Kraft gesetzt. epd

Israel bestreitet
Furcht vor Iran
Jerusalem. Der israelische
Verteidigungsminister Ehud
Barak hält einen iranischen
Nuklearangriff auf sein Land
für unwahrscheinlich. Sollte
Teheran über Atomwaffen ver-
fügen, würden sie wahrschein-
lich nicht gegen Israel einge-
setzt, sagte Barak der Zeitung
„Haaretz“. Auf die Frage, ob
der Iran Atombomben auf
Israel abwerfen würde, ant-
wortete der Verteidigungsmi-
nister: „Nicht auf uns und
nicht auf einen unserer Nach-
barstaaten.“
Die iranische Regierung
selbst hatte stets erklärt, das
Nuklearprogramm des Lan-
des sei ziviler Natur und diene
nicht dem Bau von Atomwaf-
fen. Israelische Politiker
haben hingegen schon oft
gewarnt, Iran könnte Israel
angreifen, wenn es über Nuk-
learwaffen verfüge. dapd
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Norwegen hat den höchsten
Lebensstandard weltweit. Auf
der Rangliste der Vereinten
Nationen zum Human
Development Index stand das
Land auch 2010 wieder auf
Platz eins vor Australien und
Neuseeland. Deutschland lag
auf Platz zehn. Nur kurz hatte
Island Norwegen die Führung
streitig gemacht.
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